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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Hussing, Böhm (Melsungen), Dr. Dregger, 
Dr. Wallmann, Pfeifer, Dr. Fuchs, Dr. Göiter, Frau Dr. Walz, Dr. Probst, Dr. Schäuble, 
Dr.-Ing. Oldenstadt, Pfeffermann, Link, Schmidt (Wuppertal), Frau Benedix, Lenzer 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4278 - 

betr. Finanzierung des Modellversuchs „Schüler schulen Schülervertreter“ 
des hessischen Landesschülerrats durch den Bundesminister für Biidung 
und Wissenschaft 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

A. Allgemeine Information 

Am 15. Juni 1973 hat der Hessische Kultusminister bei der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung die gemeinsame 
Förderung eines Modellversuchs „Schulung von Schülervertre- 
tern" beantragt. Dem Schreiben lag ein Vorschlag des Landes- 
vorstandes der Hessischen Schülervertretung zugrunde, der 
vom zuständigen Kultusminister befürwortet worden ist. 

Der hessische Antrag ist in der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung (BLK) nach dem vorgeschriebenen Verfahren 
erörtert worden. In der Sitzung des Innovationsausschusses der 
BLK vom 13. September 1974 fand er die Zustimmung aller elf 
Länder und des Bundes. Für einen Versuchszeitraum von zwei 
Jahren wurde ein Bundeszuschuß von 57 750 DM vorgesehen. 

Die Ländervertreter und der Bund ließen sich dabei von folgen- 
den Überlegungen leiten: 

Durch Rechtsverordnung des Hessischen Kultusministers zu 
§ 49 des Hessischen Schulverwaltungsgesetzes (Umgestaltung 
der Schülermitverantwortung in eine Schülervertretung) wur- 
den Mitwirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten bei orga- 
nisatorischen und inhaltlichen Fragen des Schulbereichs für 
Schüler geschaffen. 

Auch in anderen Bundesländern standen gesetzliche Neurege- 
lungen zur Diskussion, die u. a. Mitwirkungsfragen betrafen. 
Die gewählten Schülervertreter in Hessen wiesen darauf hin, 
daß die für die Wahrnehmung der neuen Aufgaben erforder- 
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liehen Kenntnisse während der in der Regel kurzen Mandats- 
trägerschaft nicht ohne fremde Hilfe erworben werden können. 
Im Antrag des Hessischen Kultusministers heißt es: „Im Rah- 
men dieses Modellversuchs soll Schülersprechern aller Schul- 
formen die Möglichkeit gegeben werden, sich durch entspre- 
ende Seminare, Einführungsveranstaltungen, Informations- 
schriften und qualifizierte Beratung für eine Tätigkeit in ihrer 
Schule vorzubereiten, insbesondere bei der Mitwirkung in der 
Unterrichtsgestaltung und der Organisation der SV-Stunde." 

Der Schwerpunktkatalog der Arbeitsgruppe Modellversuche der 
BLK führt dazu aus: „Im Zusammenhang mit der Planung der 
Bildungsinfrastruktur sind auch Verfahren zu entwickeln, die 
die Information der Öffentlichkeit und Beteiligung der betrof- 
fenen Gruppen sichern." 


B. Zu den einzelnen Fragen: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der hessische Landesschul- 
sprecher und Vorsitzende des hessischen Landesschülerrats 
Christoph Speier geschäftsführendes Landesvorstandsmitglied 
der mit verfassungswidriger Zielsetzung arbeitenden DKP- 
Jugendorganisation „Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend" 
(SDAJ) ist und daß noch weitere Mitglieder des hessischen Lan- 
desschülerrats führende SDAJ-Fimktionäre sind? 

2. Ist der Bundesregierung der vom hessischen Landessdiülerrat 
vorgelegte Entwurf der „Zielvorstellungen der hessischen Schü- 
lervertretung (SV) bis zum April 1977" bekannt, und wie be- 
urteilt sie die Aussagen dieses Entwurfs u. a. zu 

a) fehlenden Lehrstellen- und Studienplatzangeboten: 

. Das Ziel ist klar; Das Bildungssystem soll den Gewinn- 
interessen der Konzerne und Großunternehmen dienen . . ."? 

b) dem Etat für das Bildungs wesen: 

. Die regierenden Parteien wollen uns einreden, daß kein 
Geld da sei. Gleichzeitig werden jedoch weit über 30 Prozent 
des Staatshaushalts in der Rüstungsindustrie verpulvert. 
Gleichzeitig steigen die Gewinne der Großunternehmen mn 
ein Vielfaches. Davon werden viele Milliarden ins Ausland 
geschafft. . . . Nutzlose, aber teure Kriegsflugzeuge und 
Waffen sind dagegen gewinnbringender. . . ."? 

c) dem Erlaß der Ministerpräsidenten der Bundesrepublik 
Deutschland vom 28. Januar 1972: 

„. . . Inzwischen wendet sich der Beschluß gegen engagierte 
Demokraten, zunächst noch gegen Sozialisten und Kommu- 
nisten, die versuchen, konsequent unsere Verfassung zu 
erfüllen und zu verteidigen; sie werden wohl gerade deshalb 
von den undemokratischen Berufsverboten betroffen, wäh- 
rend Rückständige, ja sogar Faschisten nahezu ungehindert 
überall angestellt werden. Die größten und lauthalsesten 
Verfechter der verfassungsbrechenden Berufsverbote sind die 
Kräfte der Rechten, in unserem Bereich die rechte CDU- 
„ Schülerunion", deren Interesse es offensichtlich ist, kritische 
Kräfte auszuschalten, die die krisenanfällige Wirtschaftsord- 
nung der BRD kritisieren. . . ."? 

d) „Friedenserziehung - Mittel zur Errichtung demokratischen 
Schülerbewußtseins" : 

„. . . Eine wirkungsvolle friedenspolitische Arbeit der Schüler- 
vertretung umfaßt daher: Aktionsformen vielfältiger Art 
(z. B. Filmveranstaltungen mit Diskussionen, Politfeten und 
Informationsveranstaltimgen müssen stets an den Interessen 
der Schüler orientiert sein, auch wenn es immer um das Pro- 
blem „Kriegsdienstverweigerung" und „Zivildienst" geht. 
Veranstaltungen, die inhaltlich darüber hinausgehen (etwa 
über die Funktion der Bundeswehr, Rüstungsökonomie), müs- 
sen zuerst eine Betroffenheit der Schüler herstellen können 
(durch Filme oder Relation von Rüstungs- und Bildungs- 
ausgaben erreichbar). Die Schülervertretungen sollten solche 
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Veranstaltungen immer in Zusammenarbeit mit der Deut- 
schen Friedensgesellschaft / Verband der Kriegsdienstgegner 
durchführen. Damit leisten M^ir unseren Beitrag zur Verwirk- 
lichung des Artikels 26 („Friedliches Zusammenleben der 
Völker") des Grundgesetzes der BRD."? 

3. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der Ten- 
denz dieser Zielvorstellungen und aus der personellen Zusam- 
mensetzung dieses Gremiums? 

Die in den Fragen 1 bis 3 genannten Sachverhalte waren nicht 
Gegenstand des Bewilligungsverfahrens der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung zu dem unter A. beschriebenen 
Modellversuch. Die Beobachtung der politischen Zuordnung der 
insgesamt 32 Mitglieder des Hessischen Landesschülerrats ist - 
insbesondere im Rahmen der Förderung eines Modellversuchs - 
nicht Aufgabe der Bundesregierung. Die in der Anfrage zitier- 
ten (zeitlich nach dem Bewilligungsverfahren erfolgten) Aus- 
sagen der Hessischen Landesschülervertretung stehen mit den 
im Rahmen des Modellversuchs durchgeführten Seminaren in 
keinem unmittelbaren Zusammenhang. Die Auffassung dei 
Bundesregierung gegenüber den in den zitierten Äußerungen 
zum Ausdruck kommenden Einseitigkeiten und Fehlurteilen ist 
bekannt, so daß auch von daher eine Kommentierung dieser 
Passagen oder des Gesamttextes, dem sie entnommen wurden, 
nicht veranlaßt ist. Im Rahmen der Aufgabenverteilung des 
Grundgesetzes besteht keine Zuständigkeit für die Bundesre- 
gierung gegenüber einer Landesschülervertretung; es handelt 
sich hier vielmehr um die alleinige Zuständigkeit des Landes. 


4. Hat die Bundesregierung dem hessischen Landesschülerrat im 
Zusammenhang mit der Finanzierung des Modellversuchs 
„Schüler schulen Schülervertreter" zwingende Auflagen über 
Form und Inhalt gemacht und bejahendenfalls welche? 

Partner der Bundesregierung im Modellversuch „Schulung von 
Schülervertretern" ist nicht der hessische Landesschülerrat, son- 
dern entsprechend dem in der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung üblichen Verfahren der Hessische Kultusminister. 
In den Bewilligungsbedingungen des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft ist u. a. festgehalten, daß die bereit- 
gestellten Mittel nur für die im Antrag beschriebenen Maßnah- 
men ausgegeben werden dürfen. Dies sind insbesondere: 

Form 

Der Landesvorstand der hessischen SV koordiniert und plant 
das Projekt. Ein besonderes Referat, in dem Vorstandsmitglie- 
der, der Geschäftsführer, Verbindungslehrer aus dem Landes- 
beirat der SV sowie bereits qualifizierte Schülersprecher Zusam- 
menarbeiten, bilden eine Planungsgruppe, die die organisato- 
rische und inhaltliche Vorbereitung leistet und für die Auswer- 
tung und Weitergabe der Erfahrungen verantwortlich ist. Die 
Planungsgruppe ist dem Landesschulsprecher und dem Vorsit- 
zenden des Landesbeirates der SV verantwortlich. 


Strukturellen Schwerpunkt des Versuches bilden ein- und mehr- 
tägige Seminarreihen, die schulformbezogen und mit Schwer- 
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punktthemen nach und nach einem großen Teil der Schüler- 
sprecher Informationen zur Gestaltung der SV-Arbeit vermit- 
teln werden. Diese Seminarreihen werden durch regelmäßige 
Sitzungen und Tagungen des Planungsteams vorbereitet, be- 
gleitet und ausgewertet. 

Daneben sollen durch die Beratung bei Veranstaltungen der 
Kreis- und Schul-SV, durch ein Angebot von Referenten und 
Informationsmaterial die Schülersprecher über die Seminare 
hinaus weitere Beratung und Förderung erhalten. 

Inhalt 

Ziel des Modellversuches soll es sein, durch die mehrtägigen 
Seminare und die eintägigen Ergänzungsveranstaltungen sowie 
weitere individuelle Beratung die Schülersprecher in die Lage 
zu versetzen, insbesondere: 

— zusammen mit ihren Klassensprechern inhaltliche Schwer- 
. punkte der SV-Arbeit zu planen, vorzubereiten und zu 

vertreten 

— Arbeitsgemeinschaften, z. B. über die Gestaltung der SV- 
Stunde, einzurichten 

— selbstverarbeitete Informationen an die Mitschüler weiter- 
zuvermitteln 

— mit Lehrern, Eltern und anderen Institutionen im Rahmen 
bestimmter Projekte zusammenzuarbeiten 

— ausreichend die für sie wichtigen Rechtsgrundlagen und 
schulischen Themen zu beherrschen 

— in Diskussionsführung und Arbeitstechniken den Mitwir- 
kungs- und Mitbestimmungsaufgaben gewachsen zu sein 

— Informationssysteme zu organisieren 

— eine kritische Auswertung der eigenen Tätigkeit durchzu- 
führen. 

Zur Vermittlung dieser Kenntnisse werden die Seminarreihen 
folgende Themenschwerpunkte haben: 

— Erarbeitung von Modellplänen und Materialien für die in- 
haltliche Gestaltung der SV-Arbeit 

— Erarbeitung von organisatorischen Konzepten für SV-Pro- 
jekte, insbesondere der SV-Stunde 

— Vermittlung von Grundinformationen über Gruppendyna- 
mik und Diskussionsführung 

— Veranstaltung von Planspielen zur Mitwirkung und Mitbe- 
stimmung insbesondere über Rechtslage und aktuelle 
schulbezogene Problembereiche 

— Gruppenarbeit zur Einübung von Arbeitstechniken und ko- 
operativen Problemlösungen. 

Im Jahre 1975 haben bis heute 15 Tagungen im Rahmen des 
Modellversuchs stattgefunden. Die Schülervertreter auf Stadt- 
und Landkreis-Ebene wurden dabei gemäß den vorbeschriebe- 
nen Zielsetzungen in Gegenwart des vom Hessischen Kultus- 
minister beauftragten Projekt verantwortlichen u. a. mit der Be- 
handlung folgender Fragen vertraut gemacht: 
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— Situation der Schüler und konkrete Aufgaben der Sdiüler- 
Vertretung 

— Aufbau, Möglichkeiten und Grenzen der Schülervertretung 

— Einweisung in Verhandlungspraxis 

— Erfahrungen und Möglichkeiten der Kreisschülerräte in 
ländlichen Gebieten 

— Probleme und Chancen für Großkreisschülerräte. 


5. Hat der Kultusminister des Landes Hessen dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft die Förderung dieses Modellver- 
suches empfohlen, und bejahendenfalls, welche Angaben über 
Form und Inhalt des Versuches sowie über die Arbeit des hes- 
sischen Landesschülerrats liegen vom Hessischen Kultusministe- 
rium vor? 

Die Antwort auf den ersten Teil der Frage lautet: Ja. 

Der Modellversuch konnte erst nach dem vorgeschriebenen Be- 
ratungsverfahren in den Gremien der BLK und nach dem Zu- 
wendungsbescheid des Bundesministers für Bildung und Wis- 
senschaft vom 12. November 1974 konkret vorbereitet werden. 
Auf seine Bitte hin sind daher dem Hessischen Kultusminister 
die in der BLK empfohlenen Mittel erst zur Verwendung im 
Haushaltsjahr 1975 freigegeben worden. 

Der Projektbeauftragte beim Hessischen Kultusminister stellt 
zur Zeit eine Übersicht über die abgeschlossenen Veranstaltun- 
gen einschließlich des zugrunde gelegten Materials und der ent- 
sprechenden Niederschriften zusammen. Zum 1. April 1976 ist 
der erste Schlußbericht über den laufenden Modellversuch an 
den Bundesminister für Bildung und Wissenschaft fällig. 


6. Gedenkt die Bundesregierung, derlei Modellversuche insbeson- 
dere des hessischen Landesschülerrats auch weiterhin zu finan- 
zieren, und bejahendenfalls in welcher Höhe? 

Zur Sicherung der Fortsetzung des laufenden Projekts hat der 
Hessische Kultusminister am 16. April 1975 einen Anschlußan- 
trag bei der Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung eingereicht, über den die Gremien der BLK in 
der ersten Jahreshälfte 1976 beraten werden. 

Die Stellungnahme der Bundesseite und ein eventueller Vor- 
schlag des Bundes über die gemeinsame Fortsetzung des Pro- 
jekts werden vom Ergebnis eines zum 30. November 1975 erbe- 
tenen Zwischenberichtes abhängen, in dem auch über die in- 
zwischen angelaufene wissenschaftliche Begleitung des Ver- 
suchs und eine vorläufige wissenschaftliche Auswertung zu 
berichten sein wird. 
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